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»Bei einem chinesischen Henkerwettstreit – so wird erzählt – geriet der zweite Finalist in die 
Verlegenheit, eine schier unüberbietbar präzise Enthauptung durch seinen Konkurrenten, der 
vor ihm dran war, überbieten zu müssen. Es herrschte Spannung. Mit scharfer Klinge führte 
er seinen Streich. Jedoch der Kopf des zu Enthauptenden fiel nicht, und der also scheinbar 
noch nicht enthauptete Delinquent blickte den Henker erstaunt und fragend an. Drauf dieser 
zu ihm: Nicken sie mal. 
Mich interessiert, was dieser Kopf denkt, bevor er nickt; denn das müßte doch Ähnlichkeit 
haben mit Gedanken der Philosophie über sich selber.«

Odo Marquard, Inkompetenzkompensationskompetenz [1973], in: ders., Abschied vom Prin
zipiellen, 2015 [1983], 23 (23)





Vorwort

Das Staatsangehörigkeitsrecht adressiert den Einzelnen und konstituiert eine 
politische Gemeinschaft. Im liberalen Verfassungsstaat führt es individuelle 
Freiheit und kollektive Selbstbestimmung zusammen. Doch steht der politische 
Bürgerstatus trotz des Leitbilds offener Staatlichkeit für eine im Arkanbereich 
des Staates verbliebene Einrichtung. Migrationsprozesse und gesellschaftliche 
Dynamiken stellen diese normative Ausgangsbeschreibung jedoch zunehmend 
infrage. Dieser Gegenwartsrahmen drängte zu einer historisch rückgebundenen 
Analyse des deutschen Staatsangehörigkeitsrechts, die dasselbe als Gegenstand 
eines verschränkten und in seinen verbundübergreifenden Wechselwirkungen 
vergessenen Rechtspluralismus erfasst. Die Analyse bildet sodann den Hinter-
grund dafür, der Funktion des Staatsangehörigkeitsrechts im modernen Rechts- 
und Statuspluralismus der Gegenwart nachzugehen. 

Die Untersuchung ist vom Hebrst 2013 bis Frühjahr 2017 am Göttinger Insti-
tut für Völkerrecht und Europarecht entstanden. Im Januar 2018 wurde sie von 
der Juristischen Fakultät der Georg-August-Universität Göttingen als Disserta-
tion angenommen. Das Ende April 2017 abgeschlossene Manuskript wurde für 
die Drucklegung überarbeitet und aktualisiert. Rechtsprechung und Literatur 
konnten im Wesentlichen bis Anfang Juli 2018 berücksichtigt werden.

Herzlicher Dank gilt meinem Doktorvater und akademischem Lehrer, Herrn 
Prof. Dr. Frank Schorkopf. Das Verhältnis der bei ihm erfahrenen Unterstüt-
zung und gewährleisteten Eigenverantwortung ermöglichte es, eigenständig zu 
forschen, Zugänge zu finden und sich im regen Austausch zu entwickeln. Herrn 
Richter des Bundesverfassungsgerichts, Prof. Dr. Andreas L. Paulus danke ich 
für die aus Gesprächen hervorgegangenen Anregungen und die Übernahme der 
Mühe des Zweitgutachtens. Herrn Prof. Dr. Daniel Thym danke ich für die 
Gelegenheit, zentrale Thesen der Arbeit im Sommer 2017 vor ihm und den Pro-
fessoren Kay Hailbronner, Christoph Schönberger und Marcel Kau sowie Mit-
arbeitern in Konstanz zur Diskussion stellen zu können. 

Den Herausgebern danke ich für die freundliche Aufnahme der Arbeit in die 
Schriftenreihe Beiträge zu normativen Grundlagen der Gesellschaft und dem 
Forschungskolleg normative Gesellschaftsgrundlagen für den Druckkostenzu-
schuss.
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Zuletzt gebührt einer tragenden Gemeinschaft Dank: Meiner Familie, beson-
ders meinen Eltern, meiner Schwester und meinem Großvater, die das Vorhaben 
immer interessiert begleitet haben. Nora Großmann hat mich besonders im letz-
ten Teil des Weges tragend unterstützt.

Göttingen, im Juli 2018	 Ferdinand Weber
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Einführung

»Man sagt nicht zu viel mit der Behauptung: In ihren Grundzügen ist die Materie reif für eine 
Kodifikation.«

Ferdinand von Martitz1 

»Zu den schwierigsten gesetzgeberischen Problemen aber zählt die Regelung des Indigenat-
rechts. Mit Aussicht auf Erfolg kann nur derjenige an dasselbe herantreten, der das staatliche 
und internationale öffentliche Recht mit voller Sicherheit beherrscht.«

Max von Seydel2

§  1 Staatsangehörigkeit als personale Erstunterscheidung

Odo Marquards Gedanke über den chinesischen Henkerwettstreit eröffnet ein 
zum Nachdenken anregendes Dazwischen. Die Schilderung steht für ein Inne-
halten mitten in einem Vorgang, dessen Verlauf klar scheint. Die Enthauptungs-
metapher lädt so zum Zurücktreten vom vermeintlich vorgezeichneten Ablauf 
und zur Reflexion ein. 

Eine solche Reflexion möchte diese Untersuchung in erster Linie für das 
Staatsangehörigkeitsrecht leisten, was eine Inbezugsetzung zu ihm nahestehen-
den Statusrechten einschließt. Das ist angezeigt, weil die Staatsangehörigkeit 
ein Status ist, der im kontinuierlichen Verdacht des Anachronismus steht. Er ist 
nach einer verbreiteten Wahrnehmung singulären Herausforderungen aus­
gesetzt, zu denen Statuspluralisierung und grenzüberschreitende Wanderungs-
bewegungen zählen. Manche sehen eine bewegliche Bevölkerung aus Arbeits-
migranten, politischen und Wirtschaftsflüchtlingen samt Gästen aller Art an die 
Stelle des statisch gedachten Staatsvolks treten.3 Die Bevölkerungsfluktuation 
stößt gar Überlegungen über einen grundlegenden Wechsel von personaler zu 

1  v. Martitz, Das Recht der Staatsangehörigkeit im internationalen Verkehr, ADR 1875, 
1113 (1117).

2  v. Seydel, Die Abänderung des Staatsangehörigkeitsrechts, BlAdmPr XLIX (1899), 177 
(184).

3  Stolleis, Geschichte des Öffentlichen Rechts in Deutschland, Vierter Band, 2012, 669.



2 Einführung

territorialer Verantwortlichkeit an,4 was zur mehr oder weniger direkt gestellten 
Frage führt: Wozu noch Staatsangehörigkeit im überlieferten Sinn? Ob jene 
Überlegungen auf rechtswissenschaftlich stichhaltige Begründungen zurück­
gehen oder aus der subjektiven Präferierung der einen oder anderen sozialphilo-
sophischen Globalisierungserzählung folgen,5 ist eine verbundene Frage, deren 
Einbeziehung es erlaubt, den Rechtsdiskurs um das Staatsangehörigkeitsrecht 
in einen breiteren Rahmen zu setzen.

Die eingangs zitierten Gedanken zweier Staatsrechtslehrer des 19. Jahrhun-
derts sprechen eine andere Sprache. Sie bescheinigen dem Staatsangehörig-
keitsrecht einerseits die Reife völkerrechtlicher Teilharmonisierung, anderer-
seits eine erhebliche Komplexität. Letztere ergibt sich damals wie heute aus 
dem Umstand, dass normative Strukturentscheidungen über Statusrechte nicht 
losgelöst von der theoretischen Auffassung des Verhältnisses zwischen Indivi-
duum und Staat gedacht werden können.6 Damit erscheint jede staatsangehörig-
keitsrechtliche Untersuchung zugleich als staatstheoretische Positionierung, die 
sich zum Wesen staatlicher – und damit politischer – Gemeinschaftsbildung 
verhalten muss. Der Verweis auf den Geltungsanspruch des Verfassungsrechts 
oder gar einfachrechtliche Strukturen hilft für sich nicht weiter, ist ersterer doch 
gerade in seinem Gehalt umstritten und letztere deshalb in Frage gestellt. Ein 
empirischer Indikator macht aber aufmerksam: Die deutsche Staatsangehörig-
keit gilt seit einigen Jahren unter Zugrundelegung des rechtlichen, sozialen und 
gesellschaftlichen Gesamtzustands des Staates als wertvollstes Statusrecht der 
Welt.7 Der deutsche Staat ist seit längerem das beliebteste Zuwanderungsziel, 
verzeichnete zuletzt für die Jahre 2015 und 2016 die weltweit höchste Zahl an 
Asylanträgen, die mehr als die Hälfte aller in Europa gestellten Anträge aus-
machten.8 Ist dieses dynamische und integrative Potenzial der Stilllegung oder 

4  Exemplarich Bast, Völker- und unionsrechtliche Anstöße zur Entterritorialisierung des 
Rechts, VVDStRL 76 (2017), 277 (309).

5  Isensee, Staat und Verfassung, in: ders./Kirchhof (Hrsg.), HbdStR II, 32004, §  15 Rn.  14 
vertritt die Auffassung, es sei nicht Sache der Jurisprudenz, einen Bedarf an Visionen zu 
decken.

6  In Anlehnung an Makarov, Allgemeine Lehren des Staatsangehörigkeitsrechts, 1962, 
21: »Die Auffassung von der Rechtsstellung des Individuums im Staate und gegenüber dem 
Staate hängt mit der gesamten rechtstheoretischen Konstruktion des Staates zusammen.«

7  Die Parameter sind hohe Lebensqualität, rechts- und sozialstaatliche Standards und die 
Möglichkeit zu hoher internationaler Mobilität (visafreie Einreise in 177 Staaten), vgl. http://
nationalityindex.com.

8  So Dörig, Kontingentierung des Flüchtlingsschutzes, in: Haedrich (Hrsg.), Flucht, Asyl 
und Migration aus rechtlicher Perspektive, 2017, 1 (1), der von »einer ungesteuerten Zuwan-
derung in der Größenordnung der Gesamtbevölkerung von Estland oder Lettland« spricht; 
ausf. zu Zahlen Hailbronner, Asyl- und Ausländerrecht, 42017, Rn.  1–20 mit detaillierten 
Angaben; global Orgad, Naturalization, in: Schachar u. a. (Eds.), The Oxford Handbook of 
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wenigstens der grundlegenden Umgestaltung bedürftig? Diese Überlegung 
wird die Untersuchung leiten.

Eine tiefergehende Einbeziehung rechtshistorischer Kontexte, die später aus-
führlich erfolgt, kann schon an dieser Stelle zeigen, dass das bequeme Postulat 
singulärer Herausforderungen fragwürdig ist. Denn der Diskurs über status-
rechtliche Rechte und Pflichten im Kontext von Migration und politischer Ge-
meinschaftsbildung ist eine vertraute Konstellation der deutschen Verfassungs-
geschichte.

Am 1. Juni 1870 beschlossen Bundesrat und Reichstag mit dem »Gesetze 
über die Erwerbung und den Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit«9 das 
erste gesamtdeutsche Staatsangehörigkeitsrecht. Es regelte die personale Zuge-
hörigkeit zu einem föderalen Gebilde äußerst unterschiedlicher politischer und 
wirtschaftlicher Geschwindigkeiten.10 Die deutsche Rechtswissenschaft, bis 
dato auf ihre ›kleinstaatlichen‹ Partikularrechtsräume ausgerichtet, musste sich 
neu orientieren.11 Das Staatsangehörigkeitsrecht wurde – mit Blick auf die Ge-
genwart unter umgekehrten Vorzeichen – als dysfunktional und Integrations-
probleme verschärfend empfunden. Der Blick der Rechtswissenschaft war klar 
für grenzüberschreitende Migrationsbewegungen geschärft und mit abstützen-
dem rechtsvergleichendem Wissen unterfüttert. So hieß es, das StAG 1870 lasse 
jegliche Responsivität gegenüber zunehmenden Wanderungsbewegungen ver-
missen, es zementiere geradezu eine unnötige Verabsolutierung des Abstam-

Citizenship, 2017, 337 (354): »With 250 million international migrants in 2016, the number of 
people who may become a citizen in Western societies has been tremendously increased.«; 
Überblick für die Jahre 2007–2015 nach Staaten in OECD, International Migration Outlook 
2017, 17.

9  BGBl. 1870, 355, im Folgenden: StAG 1870.
10  Zur geglückten Integration im Deutschen Kaiserreich trotz ökonomischer Unterschiede 

und bankrotter Kleinstaaten Bollmann, Wie Bismarck seine Griechen bändigte, FAS v. 1.3.
2015, Nr.  9, 20; das Fürstentum Waldeck übertrug mit Vertrag vom 18. Juli 1867 seine Staats-
verwaltung und die volle Staatsgewalt auf Preußen, ohne seine äußere Souveränität aufzu­
geben (Art.  4 der Übereinkunft, GSPr. 1868, 1); der Vertrag wurde auf unbestimmte Zeit 
verlängert (GSPr. 1878, 18; GSPr. 1887, 177) und bestand über die Umwandlung in einen 
Freistaat mit dem Ende des Deutschen Kaiserreichs hinaus bis 1926; plastisch und sarkas-
tisch zu Entwicklungsunterschieden und inneren Mobilitätsschranken aus zeitgenössischer 
Sicht Braun, Die Zugfreiheit im norddeutschen Bunde, Preußische Jahrbücher XX (1867), 
412 (420–424).

11  Hierzu überblickend Stolleis, Geschichte des öffentlichen Rechts in Deutschland, Zwei-
ter Band, 1992, 193–228, 284–321; zugleich fand das ohne staatsrechtlichen Bezugspunkt 
arbeitende ›allgemeine deutsche Staatsrecht‹ aus der Zeit des Deutschen Bundes sein Ende 
(ders., ebd., 322); mit außenstaatsrechtlichem Blickwinkel zum deutschen Konstitutionalis-
mus nun Schorkopf, Staatsrecht der internationalen Beziehungen, 2017, §  10 Rn.  4–11.
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mungsprinzips unter völliger Verdrängung von ius soli-Elementen.12 Die recht-
lich voraussetzungsarme Zuwanderung ins Reich gehe nicht mit der Ausdeh-
nung der mit der Staatsangehörigkeit verknüpften Pflichten auf die faktischen 
Mitbürger einher. Es machte die Rede von Ausländern als »privilegierten 
Staatsangehörigen« die Runde.13 Ein an anderen Staaten orientierter ius soli-Er-
werbstatbestand für Kinder niedergelassener Ausländer müsse die Perpetuie-
rung dieses ungerechten Zustandes beenden.14 Auch in der politischen Debatte 
lassen sich für einen deutschen Bundesstaat im re-globalisierten Kontext an-
schlussfähige Diskurse finden.15 Funktional verknüpfte Rechtsregime wie das 

12  Einige kritische Stimmen zusammenfassend Bazille/Köstlin, Das Recht der Staatsange-
hörigkeit mit besonderer Berücksichtigung Württembergs, 1902, 150 f.

13  Weiß, Erwerb und Verlust der Staatsangehörigkeit, ADR 1909, 472 (477): »Da wir Deut-
sche den Ausländern, abgesehen von den speziellen politischen Befugnissen, die gleichen 
Rechte und Vorteile gewähren wie den Inländern, und da andererseits die Ausländer im Ge-
gensatz zu den Inländern von fast allen öffentlichen Verpflichtungen, besonders der bedeut-
samen Wehrpflicht, befreit sind, so genießen die Ausländer die gleichen Rechte, aber weit 
weniger Pflichten als die eigentlichen Deutschen, sie sind daher, wie man nicht unzutreffend 
gemeint hat, „sozusagen privilegierte Staatsangehörige“, und können sich unter dem Schutze 
des geltenden deutschen Staatsangehörigkeitsgesetzes von Generation zu Generation im Be-
sitze dieser Privilegien erhalten.« (Herv. i. Orig.; Nachw. weggelassen); hier ist u. a. gegen-
über Saisonarbeitern zu differenzieren, exemplarisch für die sozialversicherungsrechtliche 
Ungleichbehandlung italienischer Wanderarbeitnehmer im Vergleich zu deutschen Staatsan-
gehörigen zu dieser Zeit Gironda, Die Politik der Staatsbürgerschaft, Italien und Deutsch-
land im Vergleich 1800–1914, 2010, 188 f.

14  v. Martitz, Staatsangehörigkeit und int. Verkehr (Fn.  1), 1113 (1145 f.): »Frankreich, 
Großbritannien, Italien, die Vereinigten Staaten. Indem diese Länder für Feststellung der 
Nationalität auch auf das im Beweise so leicht zu handhabende Moment des Geburtsorts re-
curriren, bauen sie der naturgemäß mit jeder Generation ihrer Einwohner zunehmenden Ge-
fahr allmählicher Verdunkelung persönlicher Staatsangehörigkeit zweckmäßig vor. Sollten 
wir uns sträuben, ihrem Beispiel uns anzuschließen?«; »faktische Heimathlosigkeit« bzw. 
das »heimatlose Ausländertum« Betroffener beklagen Lehmann, Die deutsche Reichsange-
hörigkeit vom nationalen und internationalen Standpunkt, ADR 1899, 776 (796) und Sieber, 
Das Staatsbürgerrecht im internationalen Verkehr, Erster Band, 1907, 63; nach Curtius, Ue-
ber Staatsgebiet und Staatsangehörigkeit, AöR 9 (1894), 1 (14) führt die deutsche Regelung 
zu einem »vaterlandslosen Kosmopolitismus«, der die »sittlich nothwendige Verbindung von 
Recht und Pflicht aufhebt«; im Vorfeld der Beratungen zum RuStAG befand Laband, Das 
Staatsrecht des Deutschen Reiches, Erster Band, 51911, 180 f.: »Die konsequente Durchfüh-
rung des Abstammungsprinzips erweist sich daher als schädlich für die Interessen des Staa-
tes und führt zu ungerechten Ungleichheiten«.

15   Zu den RuStAG-Beratungen an dieser Stelle nur MdR Blunck (Fortschrittliche Volks-
partei), VerhRT, XII. Legislaturperiode, I. Session, 1912/13, 153. Sitzung v. 28.5.1913, 5284 
(B): »Gerade unsere heutigen Verhältnisse nötigen uns aber, mit diesem durch das alte Gesetz 
von 1870 vom Reich aufgenommenen System zu brechen. Deutschland ist tatsächlich heute 
in großem Maße auf die Zuwanderung fremder Bevölkerungskräfte angewiesen, wir wissen 
das alle aus den Statistiken.«
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Internationale Privatrecht gelten ebenso als bewährte Zweifler staatsangehörig-
keitsrechtlicher Sinnhaftigkeit durch die Epochen.16 Begreift man das Staats-
volk als Element der Unruhe,17 erscheint allein der zwischenstaatliche Ord-
nungsgedanke des Völkerrechts als möglicher rechtfertigender Rettungsanker.18

Im Folgenden wird der Paradoxie und Erosion des Statusdenkens auf den 
Grund gegangen. Es geht um die Rolle von Statusrechten im Kontext von Statik 
und Dynamik politischer Gemeinschaftsbildung. Am Ende soll die Möglichkeit 
eines historisch, theoretisch und dogmatisch informierten Urteils über fort­
bestehende Funktionen und vorzugswürdige Strukturen des deutschen Staats-
angehörigkeitsrechts im modernen Rechtspluralismus aus Staats-, Völker- und 
Europarecht als Ertrag der Untersuchung stehen.

§  2 Erkenntnisziel und Gang der Untersuchung

Gegenstand der Untersuchung sind keine Rechte, sondern der Status selbst. Zur 
Konturierung statusrechtlicher Entwicklung und Funktionswandel ist dennoch 
eine Einbeziehung mit ihm verknüpfter Rechtspositionen notwendig.19 Mit dem 
Fokus auf das deutsche Staatsangehörigkeitsrecht wird zugleich auf einen de-
taillierten, länderbezogenen Rechtsvergleich verzichtet, der ohnehin Gefahr 
liefe, andere historische und gesellschaftspolitische Kontexte ungenügend zu 

16  Das Internationale Privatrecht liegt außerhalb des Untersuchungsrahmens, vgl. aber 
exemplarisch zum Inkrafttreten des BGB Niemeyer, Das internationale Privatrecht des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs, 1901, 58: »Es kann allerdings nicht geleugnet werden, daß das Prin-
zip des Heimatrechtes mit der fortschreitenden Entwickelung des Weltverkehrs, insbesonde-
re zufolge zunehmender Internationalisierung der Güterverhältnisse und wegen der überall 
wachsenden lokalen Mischung der Nationalitäten, immer schwieriger in der Durchführung 
wird.«, zu Beginn der sich abzeichnenden europäischen Integration Braga, Staatsangehörig-
keitsprinzip oder Wohnsitzprinzip?, 1954, 10, 42 f.: »Über die augenblickliche Situation hin-
aus kann das Staatsangehörigkeitsprinzip in einer künftigen europäischen Föderation keinen 
Platz mehr haben. […] Das Staatsangehörigkeitsprinzip wird notwendigerweise dem Wohn-
sitzprinzip weichen müssen und dies nicht nur aus rein praktischen, sondern auch aus födera­
tiven-staatspolitischen Gründen.«; inzwischen wird ein Verstoß des optionslosen Staatsange-
hörigkeitsprinzips gegen Art.  18 AEUV angenommen (Stern, Das Staatsangehörigkeitsprin-
zip in Europa, 2008, 237–239: Wahlrecht zugunsten des Wohnsitzprinzips sei unionsrechtlich 
geboten).

17  Luhmann, Der Staat des politischen Systems, in: Beck (Hrsg.), Perspektiven der Welt-
gesellschaft, 1998, 345 (347).

18  Jellinek, Die Lehre von den Staatenverbindungen, 1882, 93: »Man muss zugeben, dass 
jener selbstgenugsame und durch keinen Willen verpflichtete Staat ein Abstractum ist, dass 
der concrete Staat stets als Mitglied der Staatengemeinschaft erscheint.« (Herv. i. Orig.).

19  Ähnlich mit Blick auf die Unionsbürgerschaft schon Schönberger, Unionsbürger, 2005, 
14.
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durchdringen und so den versprochenen Vergleichsrahmen unausgeschöpft zu 
lassen.20 Auf dogmatische Entwicklungen in anderen Staaten werden aber inso-
weit kurze Blicke gerichtet, als an ihnen Reaktionen auf überstaatliche Recht-
sprechung anschaulich werden.

Die Untersuchung möchte demgegenüber eine für das deutsche Staatsange-
hörigkeitsrecht eigene, auch vergleichende Tiefe herausarbeiten, sowohl mit 
Blick auf die Zeitachse als auch mit Blick auf die jeweils beteiligten Rechts­
ebenen. Zu diesem Zweck ist die Untersuchung in drei Teile zu je zwei Kapiteln 
gegliedert, die sich in einem ersten Zugriff in Herstellung, Infragestellung und 
Ausbalancierung statusrechtlicher Stabilität unterteilen lassen. Durchlaufende 
Paragraphen schichten die Untersuchungsbereiche weiter ab, bilden den fortlau-
fenden roten Faden und erleichtern Verweise.

Der erste Teil verfolgt ein rechtshistorisches und analytisches Interesse, das 
grundlegendes Wissen im Sinne eines genealogischen Hintergrunds aufbereitet. 
Hierzu nimmt das erste Kapitel die zu wenig beachtete vorbundesstaatliche Ent-
wicklungsgeschichte des deutschen Staatsangehörigkeitsrechts in den Blick, 
deren dogmatische Weichenstellungen Anschauungsmaterial im Sinne eines Re-
flexionsreservoirs für die um Territorialität und Personalität kreisenden Migra-
tions- und Statusfragen der Gegenwart bereithält. Mit breitem Abstützen auf 
Gesetze, Administrativanweisungen und zeitgenössische Literatur sollen andere 
historisch ausgerichtete Untersuchungen21 um eine synthetisierende Betrach-
tung ergänzt werden, indem die Stimmen vergangener Rechtsdogmatik in ihren 
Perspektiven stärker ›gehört‹ werden. Im zweiten Kapitel nimmt das Gewicht der 
genealogischen Perspektive mit dem Anschluss an das geltende Recht schritt-
weise zugunsten einer analytischen Perspektive ab. Die Situation unter dem 

20  Exemplarisch die substanzielle Kritik am Rechtsvergleich von Gerard René de Groots 
Staatsangehörigkeit im Wandel bei d’Oliviera, Tendenzen im Staatsangehörigkeitsrecht, 
ZAR 1990, 114 (116 ff., insbes. 119): »Die Rechtsvergleichung hat sich durch die systemati-
sche Beschreibung der ungeheuren Fülle von Fakten fast zu einem Gesetzesvergleich ver-
dichtet, die Geschichte wird zu einer historia externa, und der sozio-politische Kontext der 
Wandlungen gleicht dem »kalten« Wasser, mit dem sich der Verfasser nicht hat »verbrühen« 
wollen.«; für die deutsche Rechtsgenese Grawert, Staat und Staatsangehörigkeit, 1973, 246 
a. E. f.; damit ist (bei ›gelungenem‹ Vergleich) die Frage nach methodischem Vorgehen und 
vergleichenden Schlussfolgerungen noch gar nicht angesprochen (zum Konzeptvergleich und 
dem Reiz, Gemeinsamkeiten überzubetonen und Unterschiede auszublenden, Kischel, 
Rechtsvergleichung, 2015, §  3 Rn.  15 f.); für das Programm eines Vergleichsversuchs deut-
schen und italienischen Staatsangehörigkeitsrechts aus ›politikgeschichtlicher Perspektive‹ 
Gironda, Die Politik der Staatsbürgerschaft (Fn.  13), 12 ff.

21  Hier sind neben der verfassungsgeschichtlichen Untersuchung Grawerts die geschichts-
wissenschaftlichen Monographien Gosewinkels und Fahrmeirs sowie in Teilen die histo-
risch-vergleichende Arbeit Schönbergers angesprochen, auf die jeweils im Verlauf der Unter-
suchung genauer Bezug genommen wird.



7§  3 Terminologie und Dogmatik

Grundgesetz ist bis zur Wiedervereinigung ohne den institutionellen und politi-
schen Rahmen nicht verstehbar und seither ebenso wenig ohne das Recht der 
Europäischen Union und das Völkerrecht. Die zwischen- und überstaatlichen 
Einwirkungen, gerade mittelbarer Natur, bilden eine grundlegende Beurtei-
lungsvoraussetzung für den anschließenden Blick auf vorgeschlagene Neuaus-
richtungen der Statusrechte in ihren möglichen dogmatischen Konsequenzen.

Im zweiten Teil wird eine theoretische Ebene betreten. Auch die Sozialwis-
senschaften haben etwas zu Statusrechten im Allgemeinen und teilweise auch 
zur ›richtigen‹ Staatsangehörigkeitskonzeption im Besonderen zu sagen. Des-
halb werden im dritten Kapitel (in einer rechtswissenschaftlichen Untersuchung 
notwendigerweise punktuelle) theoretische Blickwinkel auf Angehörigkeit aus 
anderen Disziplinen in ihrem Inhalt und ihrer Aufnahme in die Rechtswissen-
schaft betrachtet. Das bereitet zugleich das vierte Kapitel in Teilen mit vor. Hier 
folgt der Schwenk auf die durchaus sozialwissenschaftlich inspirierte Rechts-
wissenschaft und ihre normativen Modelle, die sich, im Gegensatz zu jenen, 
konkreten rechtswissenschaftlichen Begründungszwängen stellen müssen.

Der dritte und letzte Teil versucht schließlich aufgrund der gesammelten 
Erkenntnisse eine eigene, vitale und zukunftsfähige Grundlegung des Staats­
angehörigkeitsrechts. Im fünften Kapitel geht es nicht um ›den einen‹ verfas-
sungsrechtlich ›richtigen‹ Entwurf im Sinne eines vermeintlich überzeitlichen 
Konzepts. Vielmehr soll anhand eines Rückbezugs auf institutionelle Grund­
bedingungen staatlicher politischer Gemeinschaftsbildung anhand greifbarer 
dogmatischer Diskussionspunkte zur Ausrichtung Stellung genommen werden, 
um vorzugswürdige Strukturen herauszuarbeiten. Das sechste Kapitel schließt 
die Untersuchung mit zehn zusammenfassenden Thesen.

§  3 Terminologie und Dogmatik

Aufbereitungen zu begrifflichen und strukturellen Grundlagen des Staatsange-
hörigkeitsrechts – und zur Strittigkeit selbst dieser Grundlagen22 – werden in 
nahezu jeder staatsangehörigkeitsrechtlichen Untersuchung geleistet.23 Sie be-

22  Vgl. nur die Nachw. bei Makarov, Allgemeine Lehren (Fn.  6), 101 f. zum Streit um die 
Begründung der Landesangehörigkeit in den Territorien des Alten Reichs (hierzu auch un-
ten, Kapitel 1, Fn.  45) u.w. Beispiele.

23  Thedieck, Deutsche Staatsangehörigkeit im Bund und in den Ländern, 1989, 19–30; 
Lang, Grundkonzeption und Entwicklung des deutschen Staatsangehörigkeitsrechts, 1990, 
18–31; Mertens, Das neue deutsche Staatsangehörigkeitsrecht – eine verfassungsrechtliche 
Untersuchung, 2004, 12–15; Topal, Staatsangehörigkeitsverlust und Mehrstaatigkeit, 2010, 
19–33; Uslucan, Zur Weiterentwicklung des Menschenrechts auf Staatsangehörigkeit, 2012, 
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dürfen keiner Aktualisierung, sodass auf sie verwiesen wird. Für den termino-
logischen Rahmen der Untersuchung sind aber eigene begriffliche Festlegungen 
und vorordnende Kategorisierungen notwendig.

I. Staat und Angehörige: Untertan, Staatsbürger, Staatsangehöriger

›Staat‹ wird im Folgenden nicht als geschichtsloser Allgemeinbegriff für die 
Ordnung menschlichen Zusammenlebens verstanden, sondern als spezifische 
Errungenschaft der Neuzeit, deren Entwicklung seit dem Westfälischen Frieden 
wissenschaftlich verfolgt wird.24 Staat wird hier demnach, auch wenn funktio-
nale Übertragungen denkbar sind,25 allein auf die Territorien des Alten Reiches 
angewandt, die sich nach dessen Untergang als souveräne Gebilde gegenüber-
standen.26 Damit wird zugleich ein Ansatz verworfen, der es ermöglicht, auf-

191–207; Deinhard, Das Recht der Staatsangehörigkeit unter dem Einfluss globaler Migra­
tionserscheinungen, 2015, 48–51, 89–91; Schnitzer, Assoziationsbürger, 2016, 49–54.

24  Damit wird der Abgrenzung von Grawert, Staat (Fn.  20), 22 gefolgt; ähnlich bereits 
Waldecker, Ein Beitrag zur Lehre von der Staatsangehörigkeit, AöR 33 (1915), 436 (436) und 
Lichter/Hoffmann, Staatsangehörigkeitsrecht, 1966, 1; zur Entwicklung bis 1648 knapp 
Hobe, Der offene Verfassungsstaat zwischen Souveränität und Interdependenz, 1998, 40–44.

25  Vertreten von Marquardt, Das Römisch-Deutsche Reich als Segmentäres Verfassungs-
system (1348–1806/48), 1999, 312, 427–429: Der frühneuzeitliche Staatsbegriff passe funk-
tional auf die Lokalherrschaften (nicht: Territorialherrschaften) sowie das Alte Reich selbst, 
wenn man bedenkt, dass es sich um eine rechtlich verfasste Agrargesellschaft handelte; zu 
Staatsbeschreibungen des Alten Reichs durch die zeitgenössische Lit. seit dem 17. Jhd. zusf. 
Schmidt, Das frühneuzeitliche Reich – komplementärer Staat und föderative Nation, HZ 273 
(2001), 371 (376 f.); auch die Staatsrechtslehre des Deutschen Kaiserreichs klassifizierte das 
Alte Reich überwiegend als Staat, vgl. Zorn, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, 21895, 
1 Fn.  1 m. Nachw. zu Laband, Haenel, Schulze, Gierke, Brie, Triepel und Meyer.

26  Hier sind Differenzierungen angebracht, zumal die (Teil-)Souveränität der Reichsterri-
torien seit 1648 mitunter als historisches Narrativ (bis zur Legende) der Geschichtsschrei-
bung des 19. Jahrhunderts bezeichnet wird, vgl. nur Marquardt, Segmentäres Verfassungs-
system (Fn.  25), 405–409, 427–429, 431; Schmidt, Der Westfälische Frieden – Ein multilate-
raler Reichsgrundgesetzvertrag?, Der Staat, Beiheft 23 (2015), 11 (18–23); differenzierend 
auch für die Zeit nach 1806 Quaritsch, Souveränität, in: Erler/Kaufmann (Hrsg.), HRG IV, 
Sp.  1714 (1717–1722); zur Brechung der juristisch klaren Zäsur seit 1648 aus geschichtswis-
senschaftlicher Sicht Möllers, Staat als Argument, 2000, 222–224 m. ausf. Nachw.; dass die 
Zäsuren ›echter‹ Staatlichkeit in jeder Epoche anders gesetzt werden, zeigt Robert v. Mohl, 
vgl. ders., Bemerkungen über die neuesten Bearbeitungen des allgemeinen deutschen Staats-
rechts, Zeitschrift für deutsches Staatsrecht und deutsche Verfassungsgeschichte 1 (1867), 
354 (373): »Von den politischen Zuständen der Reichszeit besteht gar nichts mehr, die Conti-
nuität ist vollständig abgebrochen; und dieß zwar nicht etwa nur was die Zustände Gesammt-
deutschlands betrifft, sondern eben so hinsichtlich des einzelnen Staates. Dieser ist jetzt ein 
souveräner Staat, und kein Reichsterritorium mehr. Die jetzige Staatsgewalt ist nicht blos 
dem Umfange, sondern dem rechtlichen Wesen nach etwas anderes, als die Landeshoheit; 
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grund eines weiten Staatsbegriffs die Staatsangehörigkeit in allen Zeitabschnit-
ten der Geschichte zu verorten, da Staat letztlich nur eine Bezeichnung für jede 
denkbare soziale Organisationsform ist.27 

Für das Staatsangehörigkeitsrecht selbst ist eine terminologische Eingren-
zung, auch wenn ›Staatsangehörigkeit‹ im Territorialrecht des deutschen Kon­
stitutionalismus vereinzelt28 und im Völkerrecht seit 181629 zunehmend zum 
terminus technicus wird, nicht möglich. Die deutschen Staaten verwendeten 
verschiedene Angehörigkeitsbezeichnungen, denen verschiedene Funktionen 
zugrunde lagen und die deshalb schon zeitgenössische Systematiker aufgrund 
mangelnder gemeinsamer Kriterien verwirrten.30 Spricht man über Staatsange-
hörigkeit in den deutschen Staaten des 19. Jahrhunderts, ist die Diversität der 
sich im Übergang vom Territorial- zum Personalprinzip befindlichen Ausgestal-
tungen neben der noch nicht allgemein bewältigten Einhegung lehnsrechtlicher 
und ständischer Bindungen mitzudenken. Mit sich wandelnden politischen und 
sozialen Begriffsbedeutungen liefen Organisationsgefüge nebeneinander her 
und ineinander über, erlangten neue Inhalte und bildeten ältere und neue Zu-

jene ist ein das ganze Staatsleben beherrschendes Princip, diese war ein zufälliges Aggregat 
von Vorrechten. Die jetzt bestehenden allgemeinen staatsbürgerlichen Rechtsverhältnisse 
waren zu Reichszeiten selbst dem Gedanken nach noch nicht vorhanden.«

27  Einen solchen Staats- und Staatsangehörigkeitsbegriff legen zugrunde Makarov, Allge-
meine Lehren (Fn.  6), 5; ders./v. Mangoldt, Deutsches Staatsangehörigkeitsrecht, Einleitung 
IV, Rn.  1 (1. Lfg. 1981); Rehm, Der Erwerb von Staats- und Gemeinde-Angehörigkeit in ge-
schichtlicher Entwicklung nach römischem und deutschem Staatsrecht, ADR 1892, 136 
(137 f.); Emmerich, Die Erwerbsgründe der Staatsangehörigkeit nach dem Staatsrechte des 
alten deutschen Reiches, 1909, 1.

28  Das badische Recht spricht in einem Einkommenssteueredikt v. 31.8.1808 (RegBl., 
237), davon, »Unter Unsern Unterthanen und Staatsangehörigen möglichst herzustellende 
Gleichheit in den Staatsabgaben« erreichen zu wollen; Pfister, Geschichtliche Entwickelung 
des Staatsrechts des Großherzogthums Baden und der verschiedenen darauf bezüglichen öf-
fentlichen Rechte, Zweiter Theil, 1838, 73 f. m. Anm. y warnt davor, in den zahlreichen Edik-
ten der Übergangsphase zwischen Altem Reich, Rheinbund und Deutschem Bund eine Syste­
matik zu suchen und zeigt, dass neue Termini mit mittelalterlichen (Einsassen, Forensen) 
kommentiert werden mussten, um einen Erklärungswert zu gewinnen; weitere Beispiele bei 
Grawert, Staat (Fn.  20), 175, der für Nassau eine Abstufung zwischen Untertanschaft (volle 
Zugehörigkeit) und Staatsangehörigkeit (weniger intensiv verbundene Schutzangehörige) 
vermutet; Pfister, ebd., verwendet die Begriffe Einsasse, Schutzgenosse, Forense, beschränk-
te Untertanschaft, Staatsangehörige und Staatsbürger nebeneinander – eine saubere termino-
logische Trennung schien in der Übergangszeit nicht möglich; vgl. auch unten, Kapitel 1 
Fn.  148.

29  Als rechtstechnischer Begriff tauchte er zuerst in einem völkerrechtlichen Vertrag süd-
deutscher Staaten im Jahr 1816 auf (näher unten, Kapitel 1, Fn.  230).

30  Marx, Kommentar zum Staatsangehörigkeitsrecht, 1997, Vorbem. zu §  1 RuStAG, Rn.  8; 
Renner, in: Hailbronner/ders., Staatsangehörigkeitsrecht, 2005, Grundlagen, Rn.  5; Silagi, 
Vertreibung und Staatsangehörigkeit, 1999, 43 f.



10 Einführung

stände zugleich ab.31 Spricht man im beginnenden Konstitutionalismus von 
Staatsangehörigkeit, muss diese Transformation politischer Herrschaftsstruktu-
ren bedacht werden.32

Ein kurzer begriffsgeschichtlicher Rückblick veranschaulicht die Komplexi-
tät. Während Bayern und das Großherzogtum Hessen den Grundstatus ihrer 
Angehörigen als Indigenat bezeichneten, meinte dieser Begriff in Altenburg nur 
das Wohnrecht. Der Angehörige hieß hier Landesuntertan – Staatsangehörig-
keit erfasste als Oberbegriff sowohl Landesuntertanen als auch sich im Land 
aufhaltende Ausländer als ›zeitige‹ Untertanen. In Sachsen-Coburg-Gotha wa-
ren alle dauerhaft dort Wohnenden (nach heutiger Terminologie auch Auslän-
der) Staatsangehörige, während Inländer ›Staatsbürger‹ waren, sofern sie ein 
›Heimatrecht‹ besaßen, das angehörigkeitsrechtlichen Erwerbs- und Verlustre-
geln folgte.33 Die Verfassung Kurhessens wiederum grenzte Ausländer in §  20 
mit der Gegenüberstellung »Staats-Angehörigkeit (Recht des Inländers, Indige-
nat)«34 ab. Sachsen hingegen behielt den Untertanenbegriff bis 1918 im inner-
staatlichen Recht bei, schloss aber seit 1820 zwischenstaatliche Verträge, die 
den Terminus Staatsangehörigkeit verwandten.35 

Eine begriffliche Genealogie ist im Ergebnis nicht weiterführend. Abwei-
chende Bezeichnungen lassen sich aus übergeordneter Perspektive ohnehin als 
Betonung verschiedener Aspekte desselben rechtlichen Regelungsanlasses er-
kennen. So betont ›Untertan‹ die Pflichten- und Gehorsamsseite, während 
›Staatsbürger‹ den Subjektcharakter und rechtliche Partizipationsansprüche ei-
nes gleichermaßen politischer Herrschaft unterworfenen Individuums hervor-
hebt.36 Dazu passt der rückblickend vereinfachende Befund Waldeckers: Unter-

31  So treffend Stolleis, Untertan – Bürger – Staatsbürger, in: Vierhaus (Hrsg.), Bürger und 
Bürgerlichkeit im Zeitalter der Aufklärung, 1981, 65 (65), dort im Kontext der juristischen 
Terminologie des späten 18. Jahrhunderts.

32  Vor einer begrifflichen Schematisierung und »amputierten Dogmengeschichte« ohne 
strukturgeschichtliche Bezüge warnt Grawert, Staat (Fn.  20), 23–25; beachtet man dies, kann 
man dennoch weit zurückgehen, exemplarisch Wells, Law and Citizenship in Early Modern 
France, 1995, 15 ff., die den Spuren französischer Staatsangehörigkeit vom 15. Jahrhundert 
bis zur Französischen Revolution nachgeht.

33  Die terminologische Konfusion erläutert und entwirrt Grawert, Staat (Fn.  20), 174–183.
34  Kurhess. GBl. 1831, 4.
35  Vertrag mit Preußen wegen gegenseitiger Übernahme der Vagabunden und Ausgewie-

senen v. 5. Februar 1820, GSPr., 40, §  2; insoweit unrichtig Schätzel, Geschichte der Staats-
angehörigkeit, in: ders., Internationales Recht Bd. III, 1962, 15 (21), der meint, es handle sich 
um eine sprachliche Neubildung, die erstmals 1864 im lübischen Recht auftauchte und noch 
den Lexika der Mitte des 19. Jahrhunderts unbekannt sei.

36  Mit Blick auf die Staatsrechtslehre vom ausgehenden 18. bis ins 20. Jahrhundert 
Quaritsch, Staat und Souveränität Bd. 1, 1970, 209–211; ähnlich bereits Meyer/Anschütz, 
Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, 71919, 244; v. Gierke, Die Grundbegriffe des Staats-
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